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Text 

Zuschüsse an die Dienstgeber/innen 

§ 53b. (1) Den Dienstgeber/inne/n können Zuschüsse aus Mitteln der Unfallversicherung zur 
teilweisen Vergütung des Aufwandes für die Entgeltfortzahlung einschließlich allfälliger 
Sonderzahlungen im Sinne des § 3 EFZG oder vergleichbarer österreichischer Rechtsvorschriften an bei 
der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt oder der Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau 
unfallversicherte Dienstnehmer/innen geleistet werden. 

(2) Abs. 1 ist so anzuwenden, dass die Zuschüsse gebühren 

 1. nur jenen Dienstgeber/inne/n, die in ihrem Unternehmen durchschnittlich nicht mehr als 50 
Dienstnehmer/innen beschäftigen, wobei der Ermittlung des Durchschnitts das Jahr vor Beginn 
der jeweiligen Entgeltfortzahlung zu Grund zu legen ist; dabei sind auch Zeiträume zu 
berücksichtigen, in denen vorübergehend keine Dienstnehmer/innen beschäftigt wurden; 

 2. in der Höhe von 50% des entsprechenden fortgezahlten Entgelts einschließlich allfälliger 
Sonderzahlungen unter Beachtung der eineinhalbfachen Höchstbeitragsgrundlage (§ 108 Abs. 3); 

 3. bei Arbeitsverhinderung 

 a) durch Krankheit ab dem elften Tag der Entgeltfortzahlung bis höchstens sechs Wochen je 
Arbeitsjahr (Kalenderjahr), sofern die der Entgeltfortzahlung zugrunde liegende 
Arbeitsunfähigkeit länger als zehn aufeinanderfolgende Tage gedauert hat; 

 b) nach Unfällen ab dem ersten Tag der Entgeltfortzahlung bis höchstens sechs Wochen je 
Arbeitsjahr (Kalenderjahr), sofern die der Entgeltfortzahlung zugrunde liegende 
Arbeitsunfähigkeit länger als drei aufeinanderfolgende Tage gedauert hat. 

(2a) Für Dienstgeber/innen, die in ihrem Unternehmen durchschnittlich nicht mehr als zehn 
Dienstnehmer/innen beschäftigen, ist Abs. 2 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Zuschüsse in der 
Höhe von 75% gebühren. 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

(3) Den Dienstgeber/inne/n nach den Abs. 2 und 2a ist in den Fällen des § 176 Abs. 1 Z 7 lit. a sowie 
nach Maßgabe des zweiten Satzes in den Fällen des § 7 Abs. 3 APSG aus Mitteln der Unfallversicherung 
auch die Differenz zwischen dem Zuschuss zur Entgeltfortzahlung (Abs. 1 und 2 Z 3 lit. b) und dem 
Aufwand für die Entgeltfortzahlung einschließlich allfälliger Sonderzahlungen im Sinne des § 3 EFZG 
oder vergleichbarer österreichischer Rechtsvorschriften für bei der Allgemeinen 
Unfallversicherungsanstalt oder der Versicherungsanstalt für Eisenbahnen und Bergbau unfallversicherte 
Dienstnehmer/innen zu vergüten. Diese Vergütung gebührt den Dienstgeber/inne/n in Fällen der 
Arbeitsunfähigkeit nach § 7 Abs. 3 APSG auf Grund von Unfällen, die während eines Einsatzes im 
Rahmen des Katastrophenschutzes und der Katastrophenhilfe geschehen sind. 

(4) Das Bundesministerium für Inneres hat dem jeweiligen Unfallversicherungsträger jene Kosten 
der Differenzvergütung nach Abs. 3 zu ersetzen, die für die Fälle des § 176 Abs. 1 Z 7 lit. a und der 
Entlassung aus dem Zivildienst nach § 7 Abs. 3 APSG im Sinne des Abs. 3 zweiter Satz entstanden sind. 

(5) Das Bundesministerium für Landesverteidigung und Sport hat dem jeweiligen 
Unfallversicherungsträger die Kosten der Differenzvergütung nach Abs. 3 zu ersetzen, die aus der 
Entlassung aus dem Präsenz- oder Ausbildungsdienst nach § 7 Abs. 3 APSG im Sinne des Abs. 3 zweiter 
Satz entstanden sind. 

(6) Näheres über die Gewährung der Zuschüsse und der Differenzvergütung sowie deren 
Abwicklung ist durch Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft festzusetzen. 
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